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A. Bericht des Abgeordneten Dr. Czermak: 


Der Gesetzentwurf regelt die Pflichtprüfung der 
Jahresabschlüsse von Aktiengesellschaften, die 
Eisenbahnen des öffentlichen Verkehrs betreiben 
und nach § 5 des Allgemeinen Eisenbahngesetzes 
vom 29, März 1951 (BGBl. I S. 522) der Eisenbahn- 
aufsiclit unterstehen. Es handelt sich also um Eisen- 
bahnen, die nicht zum Netz der Bundesbahn ge- 
hören und von Unternehmen in der Rechtsform 
der Aktiengesellschaft betrieben werden. Diese Ge- 
sellschaften sind bei der Erneuerung des Aktien- 
rechts durch das Aktiengesetz vom 30. Januar 1937 
(RGBl. I S. 10) gemäß § 34 der 1. Durchführungs- 
verordnung zum Aktiengesetz vom 29. September 
1937 (RGBl. I S. 1026) von der Abschlußprüfung 
der Abschlüsse von Geschäftsjahren befreit wor- 
den, die vor dem 1. Januar 1939 begannen. Diese 
Befreiung wurde im Hinblick auf den Kriegsaus- 
bruch mehrfach verlängert. Zuletzt wurde durch 
das handelsrechtliche Bereinigungsgesetz vom 
18. April 1950 (BGBl. S. 90) eine weitere Befrei- 
ung für Abschlüsse von Geschäftsjahren vor- 
gesehen, die vor dem 1. Januar 1953 endigten. 
Die Abschlüsse der Geschäftsjahre, die nach dem 
31. Dezember 1952 endigten, unterliegen also nach 
der gegenwärtigen Rechtslage der aktienrechtlichen 
Pflichtprüfung nach den §§ 135 bis 141 des Aktien- 
gesetzes. 

Der Gesetzentwurf sieht eine weitere Befreiung 
der Eisenbahnaktiengesellschaften des öffentlichen 
Verkehrs von der Pflichtprüfung der Abschlüsse 
für Geschäftsjahre vor, die nach dem 31. Dezem- 
ber 1952 und vor dem 1. Januar 1956 endigen, mit 
der Maßgabe, daß diese nach ihrer Wahl sich ent- 
weder durch Abschlußprüfer im Sinne des Aktien- 


gesetzes oder in sinngemäßer Anwendung der ent- 
sprechenden Vorschriften des Aktiengesetzes im 
Aufsichtswege prüfen lassen müssen. Damit bleibt 
die Grundsatzfrage, ob eine Pflichlprüfung bei die- 
sen Eisenbahngesellschaften endgültig eingeführt 
werden soll oder ob diese dauernd davon befreit 
werden sollen, noch offen. Der Entwurf beschränkt 
sich daher darauf, für eine Übergangszeit die Wahl- 
möglichkeit zwischen einer Prüfung nach dem 
Aktiengesetz und der Prüfung im Aufsichtswege 
in sinngemäßer Anwendung der Vorschriften des 
Aktiengesetzes zu eröffnen. Damit weicht er von 
der Regelung für Geschäftsjahre, die vor dem 
1. Januar 1953 endigten, nach der eine völlige 
Freistellung von der aktienrechtlichen Pflichtprü- 
fung bestand, sowie von der gegenwärtigen Rechts- 
lage, wonach ausschließlich eine Pflichtprüfung 
nach dem Aktiengesetz gegeben ist, ab. Der Ent- 
wurf stellt sicher, daß auf jeden Fall eine Prüfung 
der Jahresabschlüsse der genannten Eisenbahn- 
aktiengesellschaften nach aktienrechtlichen Grund- 
sätzen erfolgt. 

Der mitbeteiligte Ausschuß für Verkehrswesen 
hat empfohlen, dem Gesetzentwurf unverändert 
zuzustimmen, während der Ausschuß für Wirt- 
schaftspolitik die Frage aufgeworfen hat, ob es 
aus grundsätzlichen Erwägungen ratsam sei, in 
Einzelfällen auf die im Aktienrecht vorgeschrie- 
bene Pflichtrevision zugunsten einer Prüfung durch 
die aufsichtführende Behörde zu verzichten. Der 
Ausschuß für Rechtswesen und Verfassungsrecht 
hat dieses Bedenken und die damit verbundene 
Grundsatzfrage, ob man zu einer staatlichen Prü- 
fung der Geschäftsgebarung von Aktiengesellschaf- 
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ten kommen dürfe, eingehend erörtert. Der Aus- 
schuß hat sich auf den Standpunkt gestellt, es sei 
vertretbar, vorübergehend von dem Grundsatz der 
aktienrechtlichen Pflichtprüfung abzuweichen, da 
es sich bei diesen Aktiengesellschaften um öffent- 
liche Unternehmungen handle, die nur formell als 
Aktiengesellschaften betrieben würden. Daher sei 
es erforderlich, eine Prüfung auf jeden Fall sicher- 
zustellen. Der Ausschuß hat jedoch ausdrücklich 
festgestellt, dadurch werde kein Präjudiz dafür 
geschaffen, daß auch in Zukunft von dem Grund- 
satz der Prüfung nach dem Aktiengesetz abge- 
wichen werden würde. Für Jahresabschlüsse, die 
nach dem 1. Januar 1956 endigen, wird daher an 
dem Grundsatz der aktienrechtlichen Pflichtprü- 
fung festgehalten werden müssen. 

Der Entwurf führt die Bezeichnung „Eisenbah- 
nen des öffentlichen Verkehrs“ ein. Er weicht da- 
mit von dem bisher gebräuchlichen Begriff „Eisen- 
bahnen des allgemeinen Verkehrs und Kleinbah- 
nen“ ab, ohne daß damit jedoch der Kreis der von 
dem Gesetz betroffenen Aktiengesellschaften ge- 


ändert wird. Da die Vorschrift des § 135 Abs. 1 
Satz 2 des Aktiengesetzes, wonach ein nicht ge- 
prüfter, aber trotzdem festgestellter Jahres- 
abschluß nichtig ist, nicht unmittelbar auf die nach 
dem Entwurf zu prüfenden Jahresabschlüsse an- 
gewondet werden kann, weil in diesen Fällen statt 
der Abschlußprüfung auch eine Prüfung im Auf- 
sichtswege zugelassen ist, bestimmt Absatz 2 in 
Anlehnung an § 135 Abs. 1 Satz 2 des Aktienge- 
setzes, daß ein Jahresabschluß, der weder durch 
einen Abschlußprüfer noch im Aufsichtswege ge- 
prüft worden ist, nicht festgestellt werden kann. 
Ein trotzdem festgestellter Jahresabschluß ist 
nichtig. 

§ 1 Abs. 1 Satz 1 des Entwurfs behandelt nur 
die Frage, durch wen die Prüfung eines Jahresab- 
schlusses stattgefunden haben muß, um diesen ge- 
sellschaftsrechtlich wirksam werden zu lassen. Ein 
Eingriff in Aufsichtsbefugnisse ist damit nicht be- 
absichtigt. Daher stellt § 1 Abs. 1 Satz 2 klar, daß 
die Vorschriften über die Eiseiibahnaufsicht unbe- 
rührt bleiben. 


B. Antrag des Ausschusses: 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 1264 — unver- 
ändert nach der Vorlage anzunehmen. 


Bonn, den 17. November 1955 


Der Ausschuß 

für Rechtswesen und Verfassungsrecht 

Hoogen Dr. Czermak 

Vorsitzender Berichterstatter 
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